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Sachgebiet 5/1/10 Abschiebungsverbot

Normen AufenthG § 60 Abs. 7 Satz 1

Schlagworte Abschiebungsverbot
Wiederaufgreifen
Ermessensreduzierung
posttraumatische Belastungsstörung
Retraumatisierung
Türkei

Leitsatz

1. Hat das Bundesamt eine sachliche Prüfung des geltend gemachten
Abschiebungsverbots vorgenommen und Feststellungen zur Sache im (ablehnenden)
Bescheid getroffen, so hat es damit den Weg zu einer Sachprüfung im gerichtlichen
Verfahren freigemacht.

2. Liegt ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG vor, so ist das dem
Bundesamt eingeräumte Ermessen auf Wiederaufgreifen des Verfahrens im Hinblick auf
die Feststellung dieses Abschiebungsverbots auf Null reduziert. Die gegenteilige Ansicht
des Bundesverwaltungsgerichts (Urt. v. 17.10.2006, BVerwGE 127, 33) übersieht, dass es
sich bei § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG um eine Sollvorschrift handelt.

3. Die gutachterlich festgestellte Gefahr der Retraumatisierung im Falle einer Rückkehr in
das Heimatland ist durch eine mögliche medikamentöse Behandlung im Zielstaat der
Abschiebung nicht zu verhindern. Antidepressiva und Neuroleptika können die emotionale
Wucht der intensiven Phänomene (flashbacks) zwar abschwächen, gegen die Phänomene
als solche sind sie aber wirkungslos.

4. Die Gefahr der Retraumatisierung lässt sich nicht auf den eigentlichen Ort eingrenzen,
an dem die Verletzungshandlung erfolgte, denn auch andere Orte und Personen im
Heimatland, die dem zugrunde liegenden traumatischen Erlebnis gleichen, ähneln oder
auch nur Anklänge daran haben, führen zu einer Reaktualisierung der inneren Bilder des
traumatischen Erlebens in der Vorstellung und den körperlichen Reaktionen des
Betroffenen.
VG Stuttgart Urteil vom 24.10.2008 Az.: A 11 K 766/08

Rechtskraft ja



A 11 K 766/08

VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART

Im Namen des Volkes
Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

wegen Abschiebungsverbots

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 11. Kammer - durch den Richter am Verwaltungsge-
richt  XXX als Berichterstatter  ohne mündliche Verhandlung

am 24.10.2008

für  R e c h t   erkannt:

Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 28.02.2008 wird aufge-
hoben.

Die Beklagte wird verpflichtet festzustellen, dass beim Kläger ein Abschiebungsverbot
nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichtlich der Türkei vorliegt.

Die Beklagte trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.

Tatbestand

Der Kläger begehrt die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1

AufenthG.

Der am ....1974 geborene Kläger ist türkischer Staatsangehöriger kurdischer Volkszugehö-

rigkeit. Er reiste am 05.08.2004 in das Bundesgebiet ein. Am 24.08.2004 beantragte er die

Gewährung von Asyl.
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Mit Bescheid vom 15.11.2005 lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge den

Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter ab und stellte fest, dass die Voraussetzun-

gen des § 60 Abs. 1 AufenthG und Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 bis 7 AufenthG

nicht vorliegen und drohte dem Kläger mit einer Ausreisefrist von einem Monat die Ab-

schiebung in die Türkei an. Die hierauf eingelegten Rechtsmittel blieben ohne Erfolg (VG

Stuttgart, Urt. v. 31.01.2007 - A 6 K 13354/05 -; VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 26.06.2007 -

 A 12 S 162/07 -).

Mit Schriftsatz vom 24.08.2007 stellte der Kläger ein Folgeschutzgesuch im Hinblick auf

das Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG und brachte zur Begründung

vor, zwar habe das Urteil des VG Stuttgart vom 31.01.2007 eine Verfolgung zum Zeitpunkt

seiner Ausreise aus der Türkei nicht angenommen. Es sei aber durchaus davon ausge-

gangen, dass er über Jahre hinweg, vor allem wegen seines familiären Hintergrundes,

Repressalien unter anderem wegen Unterstützung der PKK ausgesetzt und zwischen

1993 und 1997 inhaftiert gewesen sei. In der beigefügten ärztlich-psychologischen gut-

achterlichen Stellungnahme der psychologischen Beratungsstelle für politisch Verfolgte

und Vertriebene (PBV Stuttgart) vom 03.08.2007 werde nachvollziehbar dargelegt, dass er

infolge dessen an einer schweren psychischen Erkrankung leide. In der Stellungnahme

der PBV Stuttgart werde eine andauernde Persönlichkeitsänderung nach Extrembelastung

diagnostiziert. Nach dieser gutachterlichen Stellungnahme sei der Kläger über viele Jahre

immer wieder erneut traumatischen Erlebnissen ausgesetzt gewesen (sequentielle Trau-

matisierung), habe immer wieder erneut posttraumatische Belastungssyndrome entwickelt,

die aber nicht behandelt worden seien, so dass beim Kläger eine dauerhafte und bleiben-

de Schädigung eingetreten sei (subklinisches Ausmaß).

Dem Folgeschutzgesuch waren ein Attest des Hausarztes Dr. T vom 26.07.2007, ein At-

test des Psychiaters R vom 07.08.2007 und eine ärztlich-psychologische gutachterliche

Stellungnahme der PBV Stuttgart vom 03.08.2007 beigefügt.

Mit Bescheid vom 28.02.2008 lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge den

Antrag auf Abänderung des Bescheids vom 15.11.2005 bezüglich der Feststellung zu § 60

Abs. 2 bis 7 AufenthG ab. Zur Begründung wurde ausgeführt, Behandlungen psychischer

Erkrankungen, etwa eines posttraumatischen Belastungssyndroms oder einer depressiven

Störung mit Suizidgefahr, seien in der Türkei möglich. Der gestellten Diagnose der einge-

reichten ärztlichen Stellungnahmen könne nicht vollständig gefolgt werden. Denn die das
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Trauma auslösenden Ereignisse seien aufgrund der im Erstasylverfahren festgestellten

Widersprüche unklar.

Am 27.02.2008 hatte der Kläger Untätigkeitsklage erhoben und zur Begründung vorgetra-

gen, er leide an einer chronifizierten, schweren traumatischen Erkrankung. Im Falle einer

erzwungenen Rückkehr in die Türkei sei eine Retraumatisierung zu befürchten und infol-

gedessen eine wesentliche, konkrete und dramatische Verschlechterung des Gesund-

heitszustandes bis hin zu einem möglichen Suizid.

Der Kläger beantragt,

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 28.02.2008 auf-

zuheben und die Beklagte zu verpflichten festzustellen, dass ein Abschiebungsver-

bot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG in Bezug auf die Türkei vorliegt.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie trägt vor, die 6. Kammer des VG Stuttgart habe den Kläger nicht als vorverfolgt ange-

sehen. Das Gericht habe die Angaben des Klägers zu seinem eigenen Verfolgungsschick-

sal nach dem Tod seines Vaters als widersprüchlich und vage bezeichnet. Der Kläger ha-

be auch die Möglichkeit, seine psychische Erkrankung in der Türkei behandeln zu lassen.

Maßgeblich sei, ob der Betroffene in seinem Heimatland unter menschenwürdigen Bedin-

gungen leben könne. Auch eine Retraumatisierung im Falle einer Rückkehr in die Türkei

sei in der Türkei behandelbar. Die Gefahr einer Retraumatisierung könne ein ärztlicher

Gutachter nicht mit der notwendigen Sicherheit prognostizieren.

Das Gericht hat mit Beschluss vom 04.04.2004 Beweis erhoben durch Einholung eines

Sachverständigengutachtens von Dr. XXX. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme

wird auf das am 13.08.2008 erstattete Sachverständigengutachten verwiesen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die zur Sache gehörenden

Akten der Beklagten Bezug genommen.
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Entscheidungsgründe:

Mit dem Einverständnis der Beteiligten ergeht die Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung durch den Berichterstatter (§ 101 Abs. 2, § 87a Abs. 2 und 3 VwGO).

Die Klage ist als Untätigkeitsklage gemäß § 75 VwGO zulässig. Die Beklagte hat über den

Antrag des Klägers vom 24.08.2007 in angemessener Frist sachlich nicht entschieden.

Der nach Zulässigkeit der Klage gemäß § 75 Satz 1 VwGO ergangene Bescheid vom

28.02.2008 war in den Rechtsstreit einzubeziehen; da der Streitgegenstand der Untätig-

keitsklage und der Regelungsgegenstand des Bescheids vom 28.02.2008 deckungsgleich

sind, liegt auch keine Klageänderung vor.

Die Klage ist auch begründet. Der angefochtene Bescheid ist rechtswidrig und verletzt den

Kläger in seinen Rechten. Der Kläger hat zum maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen

Entscheidung (§ 77 Abs 1 AsylVfG) Anspruch auf Verpflichtung der Beklagten zur Fest-

stellung eines Abschiebungsverbots gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG.

Bei dem Antrag des Klägers auf Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7

Satz 1 AufenthG handelt es sich der Sache nach um einen Antrag auf Wiederaufgreifen

des Verfahrens nach § 71 Abs. 1 AsylVfG i.V.m. § 51 Abs. 1 - 3 VwVfG, weil das Bundes-

amt bereits im ersten Asylverfahren des Klägers mit rechtskräftig gewordenem Bescheid

vom 15.11.2005 festgestellt hatte, dass bei ihm Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 bis

7 AufenthG nicht vorliegen. Ob die Voraussetzungen für ein Wiederaufgreifen des Verfah-

rens hier erfüllt sind, kann dahingestellt bleiben. Denn das Bundesamt hat eine sachliche

Prüfung des Vorliegens eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG

vorgenommen, Feststellungen zur Sache im Bescheid vom 28.02.2008 getroffen und da-

mit den Weg zu einer Sachprüfung auch im gerichtlichen Verfahren freigemacht (vgl.

BVerwG, Urt. v. 21.03.2000, BVerwGE 101, 77).

Selbst wenn das Bundesamt den Weg zu einer Sachprüfung im gerichtlichen Verfahren

nicht freigemacht hätte, hätte der Kläger einen Anspruch darauf, dass das Bundesamt ei-

ne positive Feststellung zu § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG trifft. Denn jenseits des § 71

AsylVfG, der nur den Asylantrag im Sinne von § 13 AsylVfG betrifft, kann sich aus §§ 51

Abs. 5, 48, 49 VwVfG und einer in deren Rahmen i.V.m. Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1
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und 2 GG gebotenen Ermessensreduzierung auf Null das Wiederaufgreifen des abge-

schlossenen früheren Verwaltungsverfahrens, die Aufhebung des unanfechtbar geworde-

nen Verwaltungsakts und eine neue Sachentscheidung zu § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 7 Auf-

enthG dann ergeben, wenn tatsächlich Abschiebungsverbote vorliegen; auf die Frage,

wann diese geltend gemacht worden sind, kommt es wegen des materiellen Schutzgehalts

der Grundrechte nicht an (vgl. BVerfG, Beschl. v. 21.06.2000, DVBl. 2000, 179; BVerwG,

Urt. v. 07.09.1999, InfAuslR 2000, 16 und Urt. v. 21.03.2000, NVwZ 2000, 940; VGH Ba-

den-Württ., Beschl. v. 04.01.2000, NVwZ-RR 2000, 261). Einer Feststellung des geltend

gemachten Abschiebungsverbots durch das Bundesamt steht auch nicht die Rechtskraft

der gerichtlichen Entscheidung über die negative Feststellung des Bundesamts im Er-

stasylverfahren entgegen. Das Bundesamt ist nicht gehindert, einen rechtskräftig abge-

sprochenen Anspruch auf Feststellung von Abschiebungsverboten zu erfüllen, wenn es

erkennt, dass der Anspruch tatsächlich besteht und das rechtskräftige Urteil unzutreffend

ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 08.12.1992, BVerwGE 91, 256; Urt. v. 27.01.1994, BVerwGE 95,

86 und Urt. v. 07.09.1999, NVwZ 2000, 204). Ob eine Gefahr im Sinne des § 60 Abs. 2, 3,

5 oder 7 AufenthG vorliegt, ist somit ohne Rücksicht auf die Versagung asylrechtlichen

Verfolgungsschutzes und ohne Bindung an etwa vorliegende rechtskräftige Gerichtsent-

scheidungen zu beurteilen (vgl. BVerwG, Urt. v. 17.12.1996, InfAuslR 1997, 284 und Urt.

v. 30.03.1999, DVBl. 1999, 1213).

Beim Kläger liegt ein Abschiebungsverbot gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG vor. Das dem

Bundesamt eingeräumte Ermessen auf Wiederaufgreifen des Verfahrens im Hinblick auf

die Feststellung dieses Abschiebungsverbots ist deshalb auf Null reduziert (vgl. VGH

Bad.-Württ., Beschl. v. 04.01.2000, NVwZ-RR 2000, 261). Zwar hat das Bundesverwal-

tungsgericht in seinem Urteil vom 20.10.2004 (BVerwGE 122, 103) entschieden, dass das

behördliche Ermessen nicht schon dann zu Gunsten des Ausländers auf Null reduziert ist,

wenn festgestellt wird, dass in seiner Person die tatbestandlichen Voraussetzungen des

§ 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG vorliegen. Diese Auffassung ist jedoch im Hinblick auf die vom

Bundesverwaltungsgericht zur Begründung hierzu herangezogene gesetzliche Konzeption

des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG, der die Abschiebung auch bei Vorliegen der gesetzlichen

Voraussetzungen des § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG in das Ermessen der Behörde gestellt hat,

überholt. Denn nach der jetzt geltenden Regelung des § 60 Abs 7 Satz 1 AufenthG ist der

Behörde ein Ermessen nicht mehr eröffnet. Vielmehr soll nunmehr unter den Vorausset-

zungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG von einer Abschiebung abgesehen werden. So-

weit das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 17.10.2006 (BVerwGE 127, 33)
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unter Bezugnahme auf das Urteil vom 20.10.2004 (a.a.O.) die Auffassung vertritt, dass bei

Bejahung einer Gefahr im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG das Bundesamt nur zu

einer Ermessensentscheidung über den Antrag des Ausländers zu § 60 Abs. 7 Satz 1

AufenthG verpflichtet werden könne, wird offensichtlich verkannt, dass sich die Gesetzes-

lage (Sollvorschrift!) geändert hat. Selbst wenn aber eine Ermessensreduzierung auf Null

eine extreme individuelle Gefahr voraussetzen sollte (vgl. BVerwG, Urt. vom 20.10.2004

a.a.O.), ist die Beklagte vorliegend zu verpflichten festzustellen, dass ein Abschiebungs-

verbot nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG vorliegt, da sich der Kläger krankheitsbedingt bei

einer Rückkehr in die Türkei in einer extremen individuellen Gefahrensituation befinden

würde.

Nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG soll von der Abschiebung eines Ausländers in einen

anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für diesen Ausländer eine erhebliche kon-

krete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Diese Bestimmung fragt nicht danach,

von wem die Gefahr ausgeht oder wodurch sie hervorgerufen wird; die Regelung stellt

vielmehr lediglich auf das Bestehen einer konkreten Gefahr ab ohne Rücksicht darauf, ob

sie vom Staat ausgeht oder ihm zumindest zuzurechnen ist (vgl. BVerwG, Urt. vom

17.10.1995, BVerwGE 99, 324). Die Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit muss mit beacht-

licher Wahrscheinlichkeit bestehen. Die besondere Schwere eines drohenden Eingriffs ist

im Rahmen der gebotenen qualifizierenden Betrachtungsweise im Sinne einer Gewich-

tung, Abwägung und zusammenfassenden Bewertung des zur Prüfung gestellten Lebens-

sachverhalts vermittels des Kriteriums, ob die Wahrscheinlichkeit der Rechtsgutverletzung

beachtlich ist, zu berücksichtigen (vgl. BVerwG, Urt. vom 17.10.1995 aaO. und Urt. vom

05.07.1994, InfAuslR 1995, 24). Eine beachtliche Wahrscheinlichkeit in diesem Sinne ist

gegeben, wenn die für den Eintritt der Gefahr sprechenden Umstände ein größeres Ge-

wicht besitzen und deswegen gegenüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwie-

gen (vgl. BVerwG, Beschl. vom 18.07.2001, Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 46).

Auch die drohende Verschlimmerung einer Krankheit wegen ihrer nur unzureichenden

medizinischen Behandlung im Zielstaat der Abschiebung kann ein Abschiebungsverbot

nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG darstellen (vgl. BVerwG, Urt. vom 25.11.1997, BVer-

wGE 105, 383 = NVwZ 1998, 524; Urt. vom 27.04.1998, NVwZ 1998, 973; Urt. vom

21.09.1999, NVwZ 2000, 206 und Urt. v. 07.12.2004, BVerwGE 122, 271). Von einer Ver-

schlimmerung ist auszugehen, wenn eine wesentliche oder gar lebensbedrohliche Ver-

schlechterung des Gesundheitszustands droht; konkret ist diese Gefahr, wenn die Ver-
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schlechterung alsbald nach der Rückkehr in den Heimatstaat eintreten würde (vgl.

BVerwG, Urt. vom 25.11.1997 aaO und Urt. vom 29.07.1999 - 9 C 2/99 - juris -). Ob die

Gefahr der Verschlechterung der Gesundheit durch die individuelle Konstitution des Aus-

länders bedingt oder mitbedingt ist, ist unerheblich (vgl. BVerwG, Urt. vom 29.07.1999

aaO). Eine zielstaatsbezogene Gefahr für Leib und Leben besteht auch dann, wenn die

notwendige Behandlung oder Medikation im Zielstaat zwar allgemein zur Verfügung steht,

dem betroffenen Ausländer individuell jedoch aus finanziellen oder sonstigen Gründen

nicht zugänglich ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 29.10.2002, NVwZ-Beilage I 2003, 53 = DVBl

2003, 463 und Beschluss vom 29.04.2003, Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 60; VGH

Kassel, Urteil vom 24.06.2003, AuAS 2004, 20). Die mögliche Unterstützung durch Ange-

hörige im In- oder Ausland ist in die gerichtliche Prognose, ob bei Rückkehr eine Gefahr

für Leib oder Leben besteht, mit einzubeziehen (vgl. BVerwG, Beschl. vom 01.10.2001,

Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 51).

Nach diesen Kriterien steht dem Kläger ein Anspruch auf die Feststellung des Vorliegens

eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG hinsichtlich der Türkei zu. Der

Kläger leidet nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme an einer chronifizierten posttrau-

matischen Belastungsstörung (ICD-10: F 43.1) mit überwiegender depressiver Symptoma-

tik und sekundärer Persönlichkeitsveränderung (ICD-10: F 33.1 und F 62.0).

Bei der posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) handelt es sich um ein komplexes

psychisches Krankheitsbild. Die posttraumatische Belastungsstörung entsteht als eine

verzögerte Reaktion auf ein belastendes Ereignis oder eine Situation außergewöhnlicher

Bedrohung oder katastrophenartigen Ausmaßes, die bei fast jedem eine tiefe Verzweiflung

hervorrufen würde und mit starker Furcht und Hilflosigkeit einhergeht. Typische Merkmale

der PTBS sind das wiederholte Erleben des Traumas in sich aufdrängenden Erinnerungen

(sog. Intrusionen), die so weit gehen können, dass der Körper das schlimme Ereignis noch

einmal wie in der Ursprungssituation nacherlebt (flashbacks). Weitere Merkmale sind das

andauernde Gefühl von Betäubtsein und emotionaler Stumpfheit, Gleichgültigkeit gegen-

über anderen Menschen, Teilnahmslosigkeit der Umgebung gegenüber und Vermeidung

von Aktivitäten und Situationen, die Erinnerungen an das Trauma wachrufen könnten.

Hinzu tritt gewöhnlich ein Zustand vegetativer Übererregtheit mit Vigilanzsteigerung und

eine übermäßige Schreckhaftigkeit und Schlaflosigkeit. Angst und Depressionen sind häu-

fig mit den vorstehend genannten Symptomen und Merkmalen assoziiert, und Suizidge-

danken sind nicht selten. Die PTBS kann zu einer Beeinträchtigung des Erinnerungs- und



- 8 -

Wiedergabevermögens und zu Konzentrationsschwierigkeiten führen, zu Schweigsamkeit

aus Scham, Angst vor Erinnerung, Apathie (vgl. zum Vorstehenden Venzlaff/Foerster,

Psychiatrische Begutachtung, 4. Auflage, Seite 750 ff.; Loesel/Bender, Asylpraxis Band 7

S. 175 ff.; Koch, Asylpraxis Band 9 S. 61 ff.; Haenel, Asylpraxis Band 9, S. 111 ff., Marx,

InfAuslR 2000, 357 ff; Treiber, ZAR 2002, 282 ff.; Middeke, DVBl. 2004, 150 ff.).

Zu den gestellten Diagnosen kommt der Sachverständige Dr. XXX in seinem Gutachten

vom 13.08.2008 aufgrund der Eigenanamnese des Klägers und der von ihm durchgeführ-

ten Exploration. Hinsichtlich der tatsächlichen Grundlagen stützt sich der Gutachter zu-

nächst auf die Schilderungen des Klägers im Rahmen der Begutachtung zu dem die PTBS

auslösenden Ereignis - Tod seiner Geschwister - und bezüglich seiner Befindlichkeit. Der

Kläger trug diesbezüglich vor, er habe kein Vertrauen mehr und immer Gedanken, sich

umzubringen. Er hasse die Dunkelheit und könne ohne Schlafmittel nicht schlafen. Er ha-

be immer nur traurige Sachen erlebt, niemand höre ihm zu und er leide an Alpträumen.

Sein Leben sei voller Angst und er habe keinen Appetit mehr. Er habe das Gefühl, sich zu

verlieren und schäme sich, noch zu leben. Der Gutachter stützt seinen psychiatrischen

Befund ferner auf die klinische Begutachtung des Klägers. Nach Einschätzung des Sach-

verständigen wirkte der Kläger äußerst angespannt, unruhig und angsterfüllt. Die Stim-

mung des Klägers sei depressiv geprägt gewesen, wechselnd zwischen resignativem

Rückzug und klagendem Vorwurf. Wahrnehmbare Affekte hätten zwischen Verzweiflung,

Angst, Wut und Hilfsbegehren gewechselt. Das Erinnerungsvermögen des Klägers sei im

Kurzzeitbereich beeinträchtigt gewesen und im Langzeitbereich sei eine Unsicherheit in

den Datierungen aufgefallen. Ausgehend von den gewonnenen Ergebnissen und unter

Zugrundelegung des Beschwerdebildes der posttraumatischen Belastungsstörung

schlussfolgert der Gutachter, dass der Kläger eindeutig eine schwere seelische Störung

zeigt. Die Persönlichkeitsstörung habe eine psychotraumatische Verursachung. Das Bild

der toten Geschwister werde vom Kläger mit den typischen Zeichen intrusiver Erinnerun-

gen geschildert. Die Verarbeitung des traumatischen Geschehens über die Jahre hinweg

lasse typische Entwicklungen erkennen. Auf ein Stadium der überwiegenden Verleugnung

folge ein Stadium zunehmender Angstentwicklung, verbunden mit einer nach außen ge-

richteten Bemühung um „Gerechtigkeit“, wobei das Scheitern dieser Bemühungen die In-

tegration der traumatischen Erfahrung zusätzlich erschwere. Eine Verstärkung der seeli-

schen Auswirkungen sei der Retraumatisierung zuzuschreiben, da es nach der Entlassung

des Klägers aus dem Gefängnis keine Phase der Sicherheit gegeben habe, in der sich

seine Abwehr hätte stabilisieren können. Vielmehr sei es immer wieder zu erneuten kleine-
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ren Übergriffen gekommen, die den Krankheitsprozess verstärkt und vorangetrieben hät-

ten.

An der Richtigkeit dieser Ausführungen hegt das Gericht keine Zweifel. Die Feststellungen

in dem eingeholten Sachverständigengutachten vom 13.08.2008 sind eindeutig, in sich

widerspruchsfrei und nachvollziehbar. Der Gutachter hat andere differentialdiagnostische

Erwägungen angestellt, diese jedoch verworfen. Aus dem Gutachten geht eindeutig her-

vor, auf welcher Grundlage der Sachverständige seine Diagnose gestellt hat und wie sich

die Krankheit im konkreten Fall darstellt. Das Gutachten gibt auch Aufschluss über die

Schwere der Krankheit, deren Behandlungsbedürftigkeit sowie den bisherigen Behand-

lungsverlauf. Für diese psychotraumatologischen Fachfragen gibt es keine eigene Sach-

kunde der Behörde oder des Gerichts (vgl. BVerwG, Beschl. v. 24.05.2006, NVwZ 2007,

345; Beschl. v. 23.07.2007 - 10 B 85/07 - juris - und Urt. v. 11.09.2007, BVerwGE 129,

251).

Da aber weder mit psychiatrisch-psychotherapeutischen Mitteln noch mit Hilfe der Psy-

chopathologie sicher erschlossen werden kann, ob tatsächlich ein traumatisches Ereignis

stattgefunden hat und wie dieses geartet war, muss das behauptete traumatisierende Er-

eignis zur Überzeugung des Gerichts stattgefunden haben (ebenso VGH Bad.-Württ.,

Beschl. v. 20.10.2006, VBlBW 2007, 116; vgl. aber auch BVerwG, Beschl. v. 18.07.2001,

DVBl 2002, 53: Glaubhaftigkeitsprüfung unter Zuhilfenahme eines Sachverständigen bei

Traumatisierung). Dies ist vorliegend der Fall. Aufgrund der im Gutachten ausführlich dar-

gelegten Anamnese ist das Gericht der Überzeugung, dass am 10.07.1993 Dorfschützer

zu dem Haus der Familie des Klägers gekommen sind und den Bruder des Klägers, als

dieser die Tür aufgemacht hat, erschossen haben. Als die Schwester des Klägers sich

über den erschossenen Bruder geworfen hat, wurde auch diese erschossen. Der Kläger

hat dies unmittelbar miterlebt. Dieses traumatisierende Ereignis hat entgegen der vom

Bundesamt geäußerten Zweifel zur Überzeugung des Gerichts stattgefunden. Der Kläger

hat von diesem Ereignis bereits im Erstasylverfahren berichtet. Im Urteil der 6. Kammer

vom 31.01.2007 wurde ausdrücklich festgestellt, dass der Kläger Widersprüche im Zu-

sammenhang mit der Ermordung der Schwester und des Bruders ausräumen konnte. Le-

diglich die Angaben des Klägers zu dessen eigenem Verfolgungsschicksal nach dem Tod

des Vaters wurden als vage und widersprüchlich gewertet, so dass nach Auffassung der

6. Kammer der Kläger ein eigenes Verfolgungsschicksal nicht glaubhaft gemacht hat. Die-

se Beurteilung des individuellen Verfolgungsschicksals des Klägers durch die 6. Kammer
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ist - auch wenn es im vorliegenden Verfahren hierauf nicht ankommt - in Zweifel zu ziehen,

da die Einzelrichterin der 6. Kammer unberücksichtigt ließ, dass bei traumatisierten Per-

sonen die bei der Glaubhaftigkeitsprüfung relevanten Kriterien wie Detailreichtum, logische

Kohärenz, Homogenität, innere Widerspruchsfreiheit und Konstanz der Aussage nicht oh-

ne Weiteres vorausgesetzt werden können und deshalb bei einem traumatisierten Asyl-

bewerber ein qualifizierter Beweisnotstand anzunehmen ist, der zu einer Herabsetzung

der Anforderungen an die Schlüssigkeit des tatsächlichen Vorbringens und damit auch an

den Nachweis eines Verfolgungsgeschehens führt (vgl. OVG Koblenz, Urt. v. 23.09.2003,

Asylmagazin 4/2004, 33 und Urt. v. 30.04.2008 - 1 A 10433/07.OVG -; OVG Weimar, Urt.

v. 25.09.2003, NVwZ-RR 2004, 455; VG Stuttgart, Urt. v. 14.01.2008, InfAuslR 2008, 323

m.w.N.). Unverständlicher Weise hat die Einzelrichterin der 6. Kammer das Vorbringen

des Klägers in der mündlichen Verhandlung vom 31.01.2007, er sei psychisch krank und

wisse nicht mehr alles so genau, völlig ignoriert.

Auch wenn der objektive Ereignisaspekt nicht Gegenstand der gutachterlichen Untersu-

chung sein konnte, da klinische Gutachten Aussagen des zu Begutachtenden nicht an-

hand der Kriterien der Aussagepsychologie analysieren (vgl. VG Stuttgart, Urt. v.

14.01.2008 a.a.O., m.w.N.), stützt doch das eingeholte Gutachten von Dr. XXX vom

13.08.2008 die Überzeugung des Gerichts bezüglich des traumatisierenden Ereignisses.

Der Sachverständige hat sich im Gutachten vom 13.08.2008 mit der Glaubhaftigkeit der

Beschwerdeschilderung und der lebensgeschichtlichen Darstellung nachhaltig beschäftigt.

Eine Simulation wurde vom Gutachter überzeugend ausgeschlossen und er hat auch sub-

stantiiert dargelegt, dass das Kerngeschehen - die Ermordung der Geschwister des Klä-

gers - vom Kläger widerspruchsfrei geschildert wurde. Die gegenteilige Behauptung des

Bundesamtes ist nicht nachvollziehbar.

Gegen die Richtigkeit der in dem Sachverständigengutachten vom 13.08.2008 gestellten

Diagnose posttraumatische Belastungsstörung spricht auch nicht das späte Auftreten der

vom Kläger geschilderten Krankheitssymptome. Entgegen der vom Bundesamt häufig

vertretenen Auffassung tritt die posttraumatische Belastungsstörung nicht regelmäßig in-

nerhalb von sechs Monaten nach dem traumatischen Ereignis auf. Diese Zeitspanne wird

in der ICD-10 für F 43.1 nur als häufigste Latenz angegeben. In der (ausführlicheren)

DSM-IV wird ausdrücklich auf eine PTBS mit verzögertem Beginn hingewiesen. Nach

neueren wissenschaftlichen Erkenntnissen können traumabedingte Störungen einschließ-

lich posttraumatischer Belastungsstörungen auch mit jahrelanger bis zum Teil jahrzehnte-
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langer Latenz auftreten (vgl. Gierlichs, Asylmagazin 7-8/2003, 53 sowie in ANA-ZAR

5/2007, 33 m.w.N.).

Nach dem eingeholten Gutachten vom 13.08.2008 ist bei einer Rückkehr des Klägers in

die Türkei aufgrund der Retraumatisierung mit einer lebensbedrohlichen Verschlechterung

des Gesundheitszustandes zu rechnen. Den ärztlichen Feststellungen zufolge würde sich

diese lebensbedrohliche Verschlechterung darin äußern, dass die psychischen Funktionen

(emotionale, soziale und vermutlich auch kognitive Funktionen) des Klägers so weit be-

einträchtigt würden, dass er zu einer normalen Lebensführung nicht mehr im Stande wäre.

Diese ärztlichen Feststellungen sind klar und schließen sich überzeugend an die erhobe-

nen Befunde an. Bei der Einschätzung des Krankheitsverlaufs und der gesundheitlichen

Folgen handelt es sich wiederum um medizinische Fachfragen, für die es keine eigene

Sachkunde der Behörde oder des Gerichts gibt (vgl. BVerwG, Beschl. v. 24.05.2006,

NVwZ 2007, 345).

Unter dem Begriff der „Retraumatisierung“ wird die durch äußere Ursachen oder Bedin-

gungen, die dem zugrundeliegenden traumatischen Erlebnis gleichen, ähneln oder auch

nur Anklänge daran haben, ausgelöste Reaktualisierung der inneren Bilder des traumati-

schen Erlebens in der Vorstellung und den körperlichen Reaktionen des Betroffenen ver-

standen, die mit der vollen oder gesteigerten Entfaltung des Symptombildes der ursprüng-

lichen traumatischen Reaktion auf der körperlichen, psychischen und sozialen Ebene ein-

hergeht (vgl. Marx, InfAuslR 2000, 357, 360 m.w.N.). Die Folge davon kann eine akute

Dekompensation wie z. B. schwere depressive Reaktion, psychotische Dekompensation,

suizidale Handlung und anderes sein und zu einer dauerhaften Verschlimmerung oder

Chronifizierung des posttraumatischen Krankheitsprozesses führen (vgl. OVG Lüneburg,

Beschl. v. 26.06.2007 - 11 LB 398/05 - juris = NVwZ-RR 2008, 280).

Bereits diese konkrete Gefahr der Retraumatisierung begründet ein zielstaatsbezogenes

Abschiebungsverbot im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG (ebenso VGH Kassel, Urt.

v. 26.02.2007 - 4 UE 1125/05.A - juris -; OVG Koblenz, Urt. v. 09.02.2007

- 10 A 10952/06.OVG - und Urt. v. 30.04.2008 - 1 A 10433/07.OVG; OVG Schleswig,

Beschl. v. 28.09.2006 - 4 LB/06 -; OVG Lüneburg, Beschl. v. 26.06.2007 - 11 LB 398/05 -

 juris =NVwZ-RR 2008, 280 und Urt. v. 12.09.2007 - 8 LB 210/05 - juris -). Die Gefahr der

Retraumatisierung lässt sich nicht auf den eigentlichen Ort eingrenzen, an dem die Verlet-

zungshandlung erfolgte, denn auch andere Orte und Personen im Heimatland, die dem
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zugrundeliegenden traumatischen Erlebnis gleichen, ähneln oder auch nur Anklänge dar-

an haben, führen zu einer Reaktualisierung der inneren Bilder des traumatischen Erlebens

in der Vorstellung und den körperlichen Reaktionen des Betroffenen (vgl. OVG Lüneburg,

Beschl. v. 28.02.2005 - 11 LB 121/04 und Beschl. v. 26.06.2007 - 11 LB 398/ 05 - a.a.O.),

so dass im Falle des Klägers die Gefahr der Retraumatisierung konkret und landesweit

gegeben ist.

Diese konkrete und landesweite Gefahr im Falle einer Abschiebung in die Türkei ist durch

eine mögliche medikamentöse Behandlung im Zielstaat der Abschiebung nicht zu verhin-

dern (vgl. Gierlichs/Wenk-Ansohn, ZAR 2005, 405, 408; Gierlichs u.a., ZAR 2005, 158,

163). Antidepressiva und Neuroleptika können die emotionale Wucht der intrusiven Phä-

nomene (flashbacks) zwar abschwächen, gegen die Phänomene als solche sind sie aber

wirkungslos (vgl. Fischer/Riedesser, Lehrbuch der Psycho-Traumatologie, 2. Auflage, S.

225). Der erheblichen Gesundheits- und Lebensgefahr für den Kläger kann auch nicht da-

durch wirksam begegnet werden, dass er sich unverzüglich nach der Rückkehr in sein

Heimatland in psychologische oder psychiatrische Behandlung begibt. Denn Menschen

mit traumatogenen Störungen können in einer Umgebung, die Intrusionen stimuliert und

kein Vermeidungsverhalten erlaubt, nicht behandelt werden (vgl. Venzlaff/Foerster,

Psychiatrische Begutachtung, 4. Aufl., S. 753; Gutachten Dr. Soeder vom 13.08.2008,

Seite 11). Nach fachwissenschaftlichen Erkenntnissen ist eine erfolgreiche Behandlung

von posttraumatischen Belastungsstörungen nur in einer sicheren Umgebung und bei

Schutz vor weiterer Traumaeinwirkung möglich (vgl. Stellungnahme der wissenschaftli-

chen Fachgesellschaften, veröffentlicht in:

http://www.aerzteblatt.de/v4/plus/down.asp?typ=PDF&id=

1166 ; Koch in: Asylpraxis Band 9 S. 61, 78; Gierlichs/Wenk-Ansohn, ZAR 2005, 405, 408;

Gierlichs, ZAR 2006, 277, 279; Bittenbinder in: Asylpraxis Band 9, S. 35, 54 ff.; Graessner

u.a., Die Spuren von Folter, S. 77 ff.; ebenso OVG Koblenz, Urt. v. 23.09.2003, Asylmaga-

zin 4/2004, 33 und Urt. v. 30.04.2008 - 1 A 10433/07.OVG; OVG Lüneburg, Beschl. v.

26.06.2007 - 11 LB 398/05 - a.a.O.). Diese fachwissenschaftlichen Erkenntnisse werden

vom Bundesamt geflissentlich seit Jahren übergangen. Nichts anderes folgt aus dem vom

Bundesamt vorgelegten Urteil des VG Freiburg vom 10.04.2008 - A 6 K 11260/05 -. Auch

dem dortigen Berichterstatter scheinen die oben dargelegten wissenschaftlichen Erkennt-

nisse völlig fremd zu sein.
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Unabhängig hiervon wird der Kläger vor dem Hintergrund der bei ihm bestehenden schwe-

ren Erkrankung und der schon heute gezeigten extremen Destabilisierung nicht in der La-

ge sein, in der Türkei im Anschluss an seine Abschiebung und die damit für ihn zwangs-

läufig verbundene Verschlimmerung seines Gesundheitszustandes die für ihn alsdann

noch umso dringlicher gebotene medizinische Hilfe zu erfahren. Denn unabhängig von der

Frage, ob posttraumatische Belastungsstörungen in der Türkei behandelbar sind und ob

der Kläger eine solche Behandlung unter finanziellen Gesichtspunkten erreichen könnte,

gilt im vorliegenden Fall, dass die psychischen Funktionen des Klägers bei einer Rückkehr

in die Türkei soweit beeinträchtigt wären, dass er zu einer normalen Lebensführung nicht

mehr im Stande wäre (vgl. Gutachten Dr. XXX vom 13.08.2008, Seite 11), so dass er nicht

in der Lage sein wird, eine solche Behandlung aus eigener Kraft oder durch entsprechen-

de Einwirkungen durch Verwandte mittels deren Hilfestellung anzutreten. Für den Kläger

besteht somit bei einer Rückkehr in die Türkei ungeachtet der vom Bundesamt behaupte-

ten Behandlungsmöglichkeiten die ganz konkrete Gefahr eines psychischen Zusammen-

bruchs, wenn nicht gar des Suizids, und damit eine extreme individuelle Gefahrensituation.

Steht danach zur Überzeugung des Gerichts fest, dass sich der Krankheitszustand des

Klägers im Falle einer Abschiebung in sein Herkunftsland alsbald nach seiner Rückkehr

wesentlich bzw. sogar lebensbedrohlich verschlechtern würde, so steht ihm ein Anspruch

auf die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 60 Abs. 7 Satz 1 Auf-

enthG hinsichtlich der Türkei zu. Die Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG wird

nicht durch § 60 Abs. 7 Satz 3 AufenthG gesperrt. Angesichts des vielfältigen Symptom-

bildes der posttraumatischen Belastungsstörung kann nicht angenommen werden, dass

diesbezüglich ein Bedürfnis nach einer ausländerpolitischen Leitentscheidung nach § 60 a

Abs. 1 AufenthG besteht (vgl. hierzu BVerwG, Urt. v. 18.07.2006, Buchholz 402.242 § 60

Abs. 2 ff AufenthG Nr. 18). Im Übrigen ist inzwischen allgemein anerkannt, dass die an

einer posttraumatischen Belastungsstörung erkrankten Personen, deren Erkrankung auf

willentlich durch Menschen verursachte Traumata beruht, nicht Teil einer Bevölkerungs-

gruppe sind (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 16.02.2004 - 14 A 548/04.A - juris = Asylmaga-

zin 6/2004, 30; OVG Koblenz, Urt. v. 23.09.2003, Asylmagazin 4/2004, 33; Urt. v.

09.02.2007 - 10 A 10952/06.OVG - und Urt. v. 22.11.2007 - 1 A 11605/06 - juris -; VGH

Kassel, Beschl. v. 28.11.2005 - 7 UZ 153/05.A - juris - und Beschl. v. 09.01.2006 - 7 UZ

1831/05.A -).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83 b AsylVfG.


